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Verwendungshinweis und weitere Rechtsprechungsübersichten: KNE-Infothek – Rechtsprechung 

Aus der Rechtsprechung – Windenergie #1 

Thüringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 14. Januar 2026 – 5 EO 454/24 

Streitgegenstand 

Beteiligte 

 

 

Verfahrensstand 

u. a. Abschaltmaßnahmen zum Schutz kollisionsgefährdeter Zugvögel 

Antragstellerin: Umweltvereinigung 

Antragsgegnerin: Genehmigungsbehörde 

Beigeladene: Unternehmen der Windbranche 

Der Abänderungsantrag der Beigeladenen zur Ablehnung der aufschiebenden 

Wirkung des Widerspruchs der Antragstellerin war erfolglos. Der Beschluss ist 

unanfechtbar. 

Sind Bewirtschaftungsabschaltungen nach den landesspezifischen Leitfäden zu konkretisieren, 

damit sie das Tötungsrisiko einer kollisionsgefährdeten Art hinreichend senken? 

Ja. Die konkrete Ausgestaltung der Bewirtschaftungsabschaltungen muss mit den Vorgaben des 

landesspezifischen Leitfadens im Einklang stehen – hier mit dem Avifaunistischen Fachbeitrag 2017 

des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN). Empfiehlt dieser eine 

obligatorische Abschaltung bei allen Mahd- und Erntevorgängen auf Feldblöcken im Umkreis von 

300 m im Zeitraum von April bis September mit Beginn der Maßnahme und zwischen Sonnenauf-

gang und -untergang an den folgenden zwei Tagen, sind diese Parameter maßgeblich. (Rn. 63) 

Sind Bewirtschaftungsabschaltungen stets geeignet, das Tötungsrisiko hinreichend zu senken? 

Nein. Denn für einen kollisionsgefährdeten Brutvogel besteht nicht allein aufgrund von zur Verfü-

gung stehenden Nahrungsangeboten im Umfeld einer Windenergieanlage ein Tötungsrisiko. Daher 

sieht die Anlage 1 Abschnitt 2 zu § 45b des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) gerade auch 

phänologiebezogene Abschaltungen, insbesondere während der Zyklen mit erhöhter Nutzungsin-

tensität eines Brutplatzes vor. (Rn. 64) Es ist demnach eine Einzelfallprüfung nötig, welche fachlich 

anerkannte Schutzmaßnahme im konkreten Fall vermeidungswirksam ist. 

Wie ist das Tötungsrisiko in Bezug auf Zugvögel im Vorhabengebiet zu bewerten? 

§ 45b BNatSchG bezieht sich auf das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Brutvögel und findet be-

züglich der Belange des Vogelzugs keine Anwendung (Rn. 66). Ob auch für Zugvögel ein signifikant 

erhöhtes Tötungsrisiko vorliegt, ist nach den in der Fachwissenschaft entwickelten Kriterien zu be-

werten – hier nach dem Avifaunistischen Fachbeitrag 2017 des TLUBN. (Rn. 67-72)  

Kann mit einem jährlichen Monitoring zur Zugzeit des Mornellregenpfeifers und entsprechenden 

Meldungen an die Naturschutzbehörde und einer Abschaltung an den Meldetagen das Tötungs-

risiko für Zugvögel insgesamt hinreichend gesenkt werden? 

Nein. Mit einer Maßnahme für einen Zugvogel kann das Risiko anderer Zugvogelarten nicht hinrei-

chend sicher vermieden werden. Zudem beseitigt ein Monitoring nicht ein etwaiges signifikant er-

höhtes Tötungsrisiko für den Mornellregenpfeifer. Es ist unzulässig, erst anhand eines Monitorings 

bei unbeschränktem Betrieb der Anlagen und bestehenden Unsicherheiten über die Relevanz des 

Tötungsrisikos Erkenntnisse über dieses Risiko zu gewinnen. Es ist Sache der Genehmigungsbe-

hörde, behebbare Ermittlungsdefizite und Erkenntnislücken im Genehmigungsverfahren zu schlie-

ßen; hat sie Zweifel, ob ein Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Vorgaben vorliegt, ist sie ge-

halten, diese im Genehmigungsverfahren auszuräumen. (Rn. 74, 75) 

https://www.naturschutz-energiewende.de/infothek/aus-der-rechtsprechung/

